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inhalt und impressum Editorial

ob es uns gefällt oder nicht: die kantonsfusion ist bis auf Weiteres vom tisch. 

trotzdem präsentieren wir hier die erste ausgabe des gemeinsamen infobulletins 

«Grünwärts» der Grünen baselland und basel-stadt. denn dass die kantonsfusi-

on derzeit kein thema mehr ist, heisst nicht, dass keine vertiefte zusammen- 

arbeit zwischen unseren kantonen und uns Grünen nötig ist. die unerfreulichen  

Wahlresultate in den kantonen baselland, luzern und zürich zeigen, dass wir  

die kräfte bündeln und unser Proil schärfen müssen. das vorliegende heft ist ein 

schritt dazu. dabei wird die redaktion berücksichtigen, dass das baselbiet und 

basel-stadt zwei eigenständige politische  körperschaften sind, die entsprechend 

behandelt werden wollen. so wird jeweils der eine teil des hefts dem land- und 

der andere teil dem stadtkanton gewidmet sein. 

daneben wird es auch Platz für themen haben, die den rahmen der kantone 

oder sogar der region sprengen. das thema der ernährung gewinnt bei uns  

in der schweiz an aktualität. dies zeigen die vielen lebensmittelinitiativen,  

die momentan in der sammelphase sind oder vor kurzem eigereicht wurden.  

die versorgung der immer noch wachsenden Weltbevölkerung mit genügend 

nahrungsmitteln ist eine riesige herausforderung. noch viel grösser wird sie, 

wenn wir die lebensmittel so herstellen wollen, dass die böden nicht ausgelaugt 

und die natürlichen ressourcen geschont werden. daher beschäftigen wir  

uns in diesem heft im schwerpunkt mit der lebensmittelproduktion.

in einem ersten teil wird uns Maya Graf über den einluss der Grünen Partei  

in der landwirtschaftspolitik berichten und uns darlegen, was wir mit der  

«fair-food-initiative» erreichen wollen. ferner wird uns béla bartha, Geschäfts-

führer von «Prospecierara», in einem interview seine sicht einer zukünftigen 

landwirtschaft aufzeigen, die den spagat zwischen hoher ausbeute und  

schonung der umwelt schaffen kann. Wir wünschen euch eine anregende  

lektüre und sind gespannt auf eure rückmeldungen.
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Am 1. Mai öffnete in Mailand die Weltausstellung EXPO 2015. Die Ausstellung mit dem 

Titel «Den Planeten ernähren, Energie für das Leben» widmet sich den zwei globalen 

Herausforderungen, die auch uns Grüne sehr beschäftigen. Die Schweiz ist prominent an 

der EXPO 2015 vertreten und will ein modernes Gesicht der Ernährungsproduktion zeigen, 

indem sie sich von Nestlé sponsern lässt. Die drei grössten Städte der Schweiz, Zürich, 

Genf und Basel, präsentieren sich ebenfalls in Mailand mit der gemeinsamen Ausstellung 

«urban Food innovation» (vgl. http://www.bs.ch/Portrait/expo-milano.html). Gerade in 

Basel haben der Auftritt und vor allem das Sponsoring durch Syngenta heftige Debatten 

ausgelöst. Grund genug, unsere Positionen für eine grüne Landwirtschaft auf den 

folgenden Seiten darzulegen.

die Grünen sind seit über 30 Jahren im 

schweizer Parlament vertreten, eine 

zeit grosser umwälzungen. in den 

90er-Jahren wurde die landwirtschafts- 

politik der schweiz fundamental refor-

miert. Preis- und einkommenspolitik 

wurden entkoppelt, instrumente zur 

uneingeschränkten Preis- und absatz-

garantie aufgelöst. in vier volksab-

stimmungen zwischen 1989 und 1998 

wurde eine neue verfassungsgrundlage 

geschaffen mit vorgaben für eine nach-

haltige und auf den Markt ausgerichte-

te Produktion. 

laut artikel 104 der bundesverfassung 

sind die aufgaben der landwirtschaft: 

die sichere versorgung der bevölkerung, 

der erhalt der natürlichen lebensgrund-

lagen, die Plege der kulturlandschaft 

sowie die dezentrale besiedelung des 

landes. es ist die basis der multifunkti-

onalen landwirtschaft in der schweiz, 

wie sie heute noch die agrarpolitik 

2014–2017 bestimmt. die Grünen ha-

ben zu diesem Prozess beigetragen. 

sie prägten die Gentechfrei-initiative: 

2005 wurde in der volksabstimmung 

das gesetzliche anbau-Moratorium  

für gentechnisch veränderte Planzen 

errungen, das sowohl Parlament wie 

bevölkerung bis heute breit mittragen.

Ökologische landwirtschaft und ernähr- 

ung ist auf erfolgskurs, was auch der 

Ernährungs-
sichErhEit
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Thema

steigende Marktanteil der bio-lebens-

mittel im Jahr 2014 auf 7,1 Prozent und 

der anteil der bio-landwirtschafts-

läche auf 12,3 Prozent zeigt. doch viele 

forderungen sind noch nicht erfüllt:

•	 Die	 ökologischen	 Ausgleichslächen	
wie auch die vernetzung der betriebe 

variieren in der Qualität.

•	 Gewässer	und	unsere	Blütenbestäu-

ber leiden unter hohen Pestizid-rück-

ständen. der bundesrat arbeitet 

derzeit an einem Massnahmenplan 

Planzenschutzmittel und schutz 

der bienen.  

•	 Die	 Resistenzproblematik	 verlangt	
schnellere fortschritte im veterinär-

bereich zur einschränkung von anti-

biotika bei nutztieren. 

•	 Die	 jungen	 Grünen	 nehmen	 den	
schutz des kulturlandes mit ihrer 

zersiedlungsinitiative wieder auf. 

•	 Der	Futtermittelimport	ist	auf	einem	
höchststand. einfuhren von Mais 

und soja verursachen bei uns über-

produktion von Milch- und fleisch. 

dort, wo es produziert wird wie beim 

sojaanbau in brasilien, macht die  

agrarindustrie hunderttausende 

kleinbauern landlos und forciert den 

Gentechanbau, immer in kombination 

mit mensch- und umweltschädigen-

dem Pestizideinsatz.

•	 Die	 öffentliche	 Planzen-	 und	 Tier-
züchtung wurde in der schweiz  

zurückgefahren. dank meinen über-

wiesenen vorstössen zur ökologi-

schen Planzenzüchtung arbeitet 

das bundesamt für landwirtschaft 

nun an einer Planzenzüchtungs-

strategie 2050. hier steckt ein gro-

sses Potenzial: Mit privaten bioge-

treidezüchtern wie Peter kunz und 

dem forschungsinstitut für biologi-

schen landbau (fibl in frick) verfü-

gen wir in europa über einzigartige 

und breit anerkannte züchtungs-, 

vermehrungs- und forschungsins-

titutionen. hier müssen Gelder in-

vestiert werden, damit unsere land-

wirtschaft von Gentech und Multis 

unabhängig bleibt und die Qualitäts-

strategie ausgebaut werden kann.

•	 Für	Klima	und	Umwelt	 ist	 entschei-
dend, dass wir weniger fleisch und 

mehr ackerplanzen kultivieren. 

auf dem Markt fehlen inländisches 

bio-brotgetreide, bio-obst und bio-

gemüse. für eine klimafreundliche 

Milch- und fleischproduktion muss 

konsequent auf raufutter gesetzt 

werden. unsere Wiederkäuer sollen 

wieder das tun, was sie am liebsten 

tun: draussen grasen und heu fres-

sen. die agrarpolitik 2014–17 gibt 

dazu den anstoss, die beiträge müs-

sen aber erhöht werden. 

•	 Wir	 importieren	 die	 Hälfte	 unserer	
lebensmittel: fleisch aus Massen-
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Expo MiLano –  
di cosa si tratta?

«den Planeten ernähren, energie für 

das leben» heisst das Motto der am  

1. Mai in Mailand eröffnenden Welt-

ausstellung. die expo soll für einmal 

als diskussionsforum rund um das the-

ma ernährung dienen und damit keine  

reine leistungsschau sein. die schweiz 

präsentiert sich mit einem eigenen Pa-

villon mit dem titel (achtung billiger 

kalauer) «confooderatio helvetica». 

in mehreren gefüllten holztürmen er-

warten 2,5 Millionen Portionen kaffee,  

2 Millionen Päckchen salz, Wasser und 

über 400’000 säckchen apfelringe die 

besucherinnen. da die türme nicht wie-

der mit den lebensmitteln aufgefüllt 

werden, zeigen sich so tag für tag die 

abnehmenden ressourcen. zusätzlich 

wird es ein house of switzerland mit ver-

schiedenen anlässen und ausstellungen 

geben: beispielsweise von basel, Genf 

und zürich sowie den bergkantonen. 

hauptsponsor ist ein nahrungsmittel-

konzern aus vevey, beim basler auftritt 

ist neben verschiedenen nGo auch ein 

agrochemiekonzern beteiligt (siehe 

interview rechts). neben der schweiz 

präsentieren sich bis zum 31. oktober 

2015 über 140 länder auf dem rund  

einen Quadratkilometer grossen, nord-

westlich von Mailand gelegenen Gelän-

de mit eigenem bahnanschluss. ob die 

erwarteten 20 Millionen besucher dann 

wirklich auch mit dem zug anreisen, soll 

hier offen bleiben.

oliver thommen

Politischer sekretär Grüne basel-stadt

tierhaltung, Gemüse aus menschen-

unwürdiger Plantagenproduktion, 

unkontrolliertem Pestizideinsatz. die 

fair-food-initiative gibt dem bund den 

auftrag, dass die inländischen anfor-

derungen an umwelt- und tierschutz 

auch zu standards für importe wer-

den. land- und ernährungswirtschaft 

werden so vor importiertem Öko- und 

sozialdumping geschützt. auch mit 

diesem anliegen sind die Grünen der 

zeit voraus. und sie haben bereits 

zur umsetzung angeregt: die Migros  

verspricht öffentlich, ihr importleisch 

ab 2020 den schweizer standards 

anzupassen. 

•	 In	 den	 Städten	 formieren	 sich	 immer	
mehr junge leute und familien, die 

wieder selbst ihr Gemüse, ihre kräuter 

– ihr eigenes essen produzieren wollen. 

diese «urban farming»-bewegung ist 

wichtig, denn sie setzt der entfrem-

dung der lebensmittelproduktion die 

nähe, ursprünglichkeit, den Genuss 

und die  «agriculture» entgegen. 

die Grünen sind und bleiben die takt- 

geber für eine nachhaltige landwirt-

schafts- und ernährungspolitik und  

verbinden als einzige Partei die anliegen 

der bauernfamilien mit denjenigen der 

stadtbewohner und konsumentinnen.

Maya Graf, nationalrätin bl und 

nationalratspräsidentin 2013
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rEcht auf saatgut

Grünwärts: Was genau ist Prospecie- 

rara und was ist euer beitrag zur ernäh-

rungssicherheit? 

béla bartha: die stiftung Prospecie- 

rara wurde 1982 in st. Gallen gegrün-

det. der auslöser für unsere arbeit war 

der Global-2000-bericht, den die ameri-

kanische regierung unter Jimmy carter 

1977 veröffentlichte und der erstmals 

feststellte, dass die artenvielfalt nicht 

nur bei den Wildtieren und Wildplan-

zen bedrohlich zurückgeht, sondern 

auch bei unseren nahrungsplanzen 

und nutztieren. 

die aufgabe von Prospecierara war 

es zuerst einmal, den verlust dieser 

vielfalt zu stoppen. es durften keine 

sorten wie beispielsweise das küttiger 

rüebli oder der rosenapfel und keine 

nutztierrasse wie das Wollschwein aus 

den Gärten, Äckern und ställen mehr 

verschwinden. denn sie waren und 

sind die Grundlage, aus der in zukunft  

neues entstehen kann. der immense 

Genpool, den die sorten und rassen 

mit sich bringen, ist unerlässlich für un-

sere ernährungssicherheit. nach über 

30 Jahren können wir feststellen, dass 

es uns gut gelungen ist, den Prozess des 

verschwindens zu stoppen. 

Welche rolle spielen die biodiversität 

und die artenvielfalt in der landwirt-

schaft?

hier muss ich zuerst einmal deinieren, 

von welcher biodiversität Prospecie- 

rara überhaupt spricht. die ernäh-

rungs- und landwirtschaftsorganisa-

tion der uno (fao) gibt an, dass welt-

weit ca. 7000 arten für die ernährung 

genutzt wurden. heute sind es gerade 

einmal 120 arten, die im grösseren stil 

züchterisch bearbeitet werden. der 

schutz der vielfalt kann im bereich 

der kultivierten biodiversität nur über  

deren nutzung und Weiterentwicklung 

erfolgen. strategien, die nur auf deren 

konservierung ausgerichtet sind, grei-

fen langfristig zu kurz. deshalb fördert 

Prospecierara auch die entwicklung 

und vermarktung von Produkten, indem 

sie Märkte organisiert oder rare sorten 

und rassen über einen Planzenkata-

log anbietet. neben der reinen erhal-

tung ist heute vor allem die nutzung  

als voraussetzung zu deren erhaltung 

zu fördern.

Wie nachhaltig ist die heutige globale 

landwirtschaft und wo liegen die  

grössten herausforderungen?

Globale strukturen haben die schlech-

te eigenheit, dass sie sich häuig den 

lokalen und regionalen regeln und  

Gesetzen entziehen. biodiversität 

ist heute eine ressource, die wie jede  

andere global ausgebeutet wird und die 

man sich, sehr zu unserem leidwesen, 

über Patente aneignen kann. Patent-

gesetze sind ein beispiel dafür, wie  

nationale bestimmungen über globa-

le regelungen ausgehebelt werden 

können. die grosse herausforderung 

wird es sein, sicherzustellen, dass der 

zugang zu dieser ressource für alle ga-

rantiert ist, die mit den kulturplanzen 

und nutztierrassen arbeiten möchten 

und diese für die tägliche ernährung  

benötigen. bei den kulturplanzen 

geht es hier vor allem um den zugang 

zu saatgut. es gilt daher zu verhindern, 

dass das recht auf saatgut auf einige 

wenige global aktive firmen beschränkt 

wird. 

in der öffentlichen Wahrnehmung 

herrscht die Meinung vor, dass eine 

rein biologische landwirtschaft global 

zu massiver Minderausbeute führen 

 würde. stimmst du dem zu?

ich bin davon überzeugt, dass es mehr 

denn je eine Ökologisierung der land-

wirtschaft braucht. die enge ausrich-

tung auf den ertrag, koste es, was es 

wolle, greift einfach zu kurz. Wenn wir 

zurückschauen, wie unachtsam man in 

den 1960er-Jahren mit dem einsatz von 

Pestiziden und mit den fruchtbaren bö-

den umgegangen ist, so muss man sich 

fragen, wo wir heute stünden, wenn 

nicht einige biopioniere angefangen 

und alternativen aufgezeigt hätten. 

der biologische anbau hat standards 

gesetzt und wird hier nicht stehen blei-

ben. Gerade im bereich der züchtung 

werden seit einigen Jahren grosse an-

strengungen unternommen, den land-

wirten bessere sorten zur verfügung 

stellen zu können. ich sehe sehr viel 

innovationskraft in der biologischen 

landwirtschaft. Was es sicherlich nicht 

braucht, ist ein ideologisches Gegenein-

ander, sondern eine gute zusammen-

arbeit aller akteure für eine moderne, 

ökologischere landwirtschaft.

der biologe béla bartha leitet seit 

10 Jahren die Geschäfte der stiftung 

Prospecierara, welche sich für die 

erhaltung alter kulturplanzensorten 

und nutztierrassen einsetzt und ihren 

hauptsitz in basel in den Merian-

Gärten hat. 

Die Stiftung ProSpeciaRara 

setzt sich für die Vielfalt 

der Sorten und Tiere ein. im 

interview betont Béla Bartha, 

wie wichtig es ist, dass das 

Recht auf Saatgut nicht auf 

einige wenige global aktive 

Firmen beschränkt wird.
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Abstimmungen / Wahlen

die Grünen sagen Ja zur eidg. volksini-

tiative «Millionen-erbschaften besteu-

ern für unsere ahv (erbschaftssteu-

er)». nachdem die meisten kantone die 

erbschaftssteuer als folge des steuer-

wettbewerbs für direkte nachkommen 

abgeschafft haben, kann eine nationale 

erbschaftssteuer etwas mehr Gerech-

tigkeit schaffen. 

die initiative fordert keine neue steuer, 

sondern will die zuständigkeit für die 

erbschaftssteuer von den kantonen 

auf den bund verschieben. ein drittel 

des ertrags soll zur kompensation an 

die kantone, der rest an die ahv ge-

hen. die nationale erbschaftssteuer ist 

eine flat tax und beträgt generell 20% 

des steuerplichtigen betrags bei einer 

hohen freigrenze von 2 Millionen. für 

kMus sind ein höherer freibetrag und 

ein reduzierter steuersatz vorgese-

hen. im vergleich mit anderen ländern 

ist der steuersatz moderat. die hohe 

freigrenze und die fehlende Progres-

sion kann man allerdings auch kritisch  

Ja ZuM bundEsgEsEtZ 
übEr radio  
und fErnsEhEn (rtVg)

Ja Zur ErbschaftsstEuErrEforM

Gegen das neue «bundesgesetz über 

radio und fernsehen (rtvG)» hat der 

Gewerbeverband das referendum er-

griffen. er stösst sich daran, dass un-

ternehmen und haushalte künftig eine 

geräteunabhängige Mediengebühr be-

zahlen sollen. bisher zahlen nur haus-

halte und unternehmen Gebühren, die 

ihre empfangsgeräte melden. obwohl 

heute praktisch alle haushalte und 

betriebe empfangsfähige Geräte wie 

computer oder smartphones besitzen 

und zum fernsehen nutzen, sind das 

heute nur rund 80% der haushalte 

und 20% der unternehmen. «schwarz- 

seher» und «schwarzhörer» zu über-

führen ist ein schwieriges unterfangen, 

für das spitzel und kontrolleure unter-

wegs sind. bei annahme des Gesetzes 

wären alle haushalte und unterneh-

men mit mehr als 0,5 Mio. franken 

umsatz gebührenplichtig, womit die 

Gebühren pro haushalt sinken werden. 

in dieser abstimmung geht es also nicht 

um die billag, wie viele meinen, sondern 

darum ob diese mit viel bürokratie die 

schwarzseher überführen soll oder 

nicht. Mittel, die sinnvoller in die Qua-

lität von fernsehen und radio gesteckt 

werden, wovon schlussendlich wir alle 

proitieren, da unabhängige und quali-

tativ hochstehende Medien unabding-

bar sind für eine funktionierende de-

mokratie.

harald friedl, 

vizepräsident Grüne bs

abstiMMungEn
EidgEnössischE

sehen. in basel-stadt steigt beispiels-

weise der aktuell geltende steuersatz 

von wenigen Prozenten bei kleinen ver-

mögen auf bis zu 49,5 Prozent für sehr 

hohe vermögen.

die meisten kantone erheben seit jeher 

erbschaftssteuern. diese beruhen auf 

der überzeugung, dass vererbtes ver-

mögen, das nicht selbst erarbeitet wur-

de, dem leistungsprinzip widerspricht 

und vom staat abgeschöpft werden 

sollte. erbschaftssteuern sind deshalb 

die gerechtesten steuern, wie der be-

kannte englische liberale John stuart 

Mill bereits im 19. Jahrhundert betont 

hat. heute hat die schweiz die höchste 

ungleichheit der vermögensverteilung 

aller oecd-länder.  Mit der nationalen 

erbschaftssteuer kann die ungleiche 

vermögensverteilung zwar nicht elimi-

niert, aber zumindest etwas gedämpft 

werden.

Jürg stöcklin, 

Geschäftsleitung Grüne bs
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«als für die medizinisch unterstützte 

fortplanzung notwendig sind». damit 

kann die forschung neu bis zu zwölf 

embryonen ausserhalb des Mutter- 

leibes entwickeln (heute nur drei) und 

mit genetischen tests die «gesündes-

ten» auswählen. 

Gleichzeitig mit der verfassungsände-

rung hat das Parlament daher bereits 

die Änderung des fortplanzungsme-

dizingesetzes beschlossen, in dem 

geregelt wird, in welchen fällen Pid 

zulässig ist. erst nach annahme der ver-

fassungsänderung ist ein referendum 

gegen das Gesetz möglich, das bereits 

durch behindertenverbände und evP 

angekündigt wurde. viele fragen wie 

Ja Zur stipEndiEninitiatiVE

VErfassungsändErung 
präiMpLEMEntationsdiagnostik

Mittels Präimplantationsdiagnostik 

(Pid) wird ein im reagenzglas erzeugter 

embryo genetisch untersucht, bevor er 

in die Gebärmutter eingeplanzt wird. 

heute kommen in der schweiz rund 

2000 kinder nach einer künstlichen be-

fruchtung zur Welt. die Pid ist verbo-

ten. um dies zu ändern, muss in einem 

ersten schritt die bundesverfassung 

art. 119 angepasst werden. denn dort 

steht, dass nur so viele menschliche ei-

zellen ausserhalb des körpers der frau 

zu embryonen entwickelt werden dür-

fen, «als ihr sofort eingeplanzt werden 

können» (heutiger Wortlaut). Gemäss 

vorgeschlagener formulierung dürfen 

so viele embryonen entwickelt werden, 

die stipendieninitiative fordert, dass stipendien – ausbildungsbeiträge gemäss 

art. 66 der bundesverfassung – für universitäten und andere hochschulen in  

allen kantonen nach gleichen kriterien vergeben werden. heute gibt es zwischen 

den kantonen erhebliche unterschiede in der vergabe der ausbildungsbeiträge 

und in der höhe der ausbildungsbeiträge. dies hat zur folge, dass ein student 

oder eine studentin mit den gleichen familiären und  wirtschaftlichen voraus-

setzungen sowie akademischen leistungen in einem kanton anspruch auf ein 

stipendium hat – und in einem anderen keinen. entscheidend ist dabei der stipen-

dienrechtliche Wohnsitz, der nicht mit dem studienort übereinstimmen muss. 

dies führt dazu, dass die studierenden sehr unterschiedliche Perspektiven haben, 

je nach kanton, in welchem sie gemeldet sind. das ist unfair und ermöglicht nicht je-

dem, der eigentlich dazu befähigt wäre, eine universitäre ausbildung zu beginnen. 

besonders frappant ist dies angesichts des viel diskutierten fachkräftemangels in 

der schweiz. Mit der stipendieninitiative haben wir die Möglichkeit, allen unter-

stützungsbedürftigen studierenden gleichberechtigt eine ausbildung zu ermögli-

chen und damit dafür zu sorgen, dass wir auch in zukunft gut ausgebildete fach-

personen haben.

victor bättig, co-Präsident junges grünes bündnis nordwest

die selektion von leben, der druck auf 

Menschen mit behinderung und das 

grosse Geschäft mit dem kinderwunsch 

der 28 «fruchtbarkeitskliniken» der 

schweiz bleiben umstritten. der ver-

fassungsartikel schafft dafür noch kein 

Präjudiz, nur die Möglichkeit. so emp-

fehlen die Grünen schweiz ein Ja für die 

verfassungsänderung am 14. Juni, mit 

vorbehalten gegenüber der anstehen-

den Gesetzesänderung.  

Maya Graf, nationalrätin bl

die Grünen bs empfehlen am 

14. Juni die Ja-Parole.

die Grünen bl beschliessen nach

intensiven diskussionen stimmfreigabe.

Stärkung 
aller  
Bildungs- 
wege.

am 14. Juni
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Abstimmungen / Wahlen

basELLand
abstiMMungEn

in zeiten viel zu tiefer stimm- und Wahl-

beteiligungsquoten ist es notwendig, 

nach Massnahmen zu suchen, die den 

zugang zum politischen Prozess ver-

einfachen, und so die hemmschwelle 

zu senken. dabei ist es nicht nur wich-

tig, die komplexität des verfahrens 

gering zu halten, auch der aufwand 

für die stimmabgabe sollte so klein 

wie möglich sein. Mit der vorliegenden 

Gesetzesänderung macht der land-

rat einen schritt in diese richtung: 

auch wenn der Pioniergeist in sachen  

e-voting noch nicht wirklich spürbar 

ist, so schafft das neue Gesetz doch im-

merhin die Möglichkeit dazu und trägt  

damit den technischen fortschritten 

zumindest teilweise rechnung. auch 

die einführung eines informationsblat-

tes über die kandidaten bei Majorzwah-

len ist im sinne eines transparenten 

verfahrens; somit spricht nichts dage-

gen, dem neuen Gesetz zuzustimmen.

bálint csontos, co-Präsident junges 

grünes bündnis nordwest

die regio-kooperations-initiative will eine verbesserte zusammenarbeit des kan-

tons innerhalb der region erreichen. dabei soll der fokus auf der ganzen region in-

klusive dem benachbarten ausland und nicht mehr schwergewichtig auf der bezie-

hung zu basel-stadt liegen. zu diesem zweck sollen regelmässige treffen mit allen 

Gebietskörperschaften der region sowie eine abstimmung der gesetzlichen rege-

lungen erfolgen. diese zielsetzung ist grundsätzlich für uns Grüne sehr unterstüt-

zungswürdig, stehen wir doch seit langem für eine enge regionale kooperation ein. 

allerdings hat die initiative auch schwächen. dabei ist insbesondere zu erwähnen, 

dass bereits die heutigen verfassungsartikel eine regionale zusammenarbeit ver-

langen oder ermöglichen. in diesem sinne wäre die initiative also gar nicht notwen-

dig gewesen. leider wird die zusammenarbeit durch die initiative auch einseitig aus 

sicht des kantons baselland deiniert. entsprechende verplichtungen der poten-

ziellen Partner gibt es nicht, weshalb starke zweifel an der konkreten Wirkung der 

initiative bestehen. im verständnis der Grünen braucht es für eine Partnerschaft 

die zustimmung aller Partner, was mit dieser initiative nicht gegeben ist.

in diesem dilemma zwischen richtiger zielsetzung und inhaltlicher schwächen  

beschloss die Mitgliederversammlung der Grünen baselland ebenso wie die land-

ratsfraktion stimmfreigabe zur regio-kooperationsinitiative.

klaus kirchmayr, fraktionspräsident, aesch

rEgio-koopErationsinitiatiVE:  
stiMMfrEigabE

Ja ZuM E-Voting
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rEfErEnduM untErfLurcontainEr

die abstimmung zu den unterlur-

containern ist an unübersichtlichkeit 

kaum zu überbieten (siehe Grüner Pfef-

fer 2015/01). die Grünen unterstützten 

im Grossen rat die regierungsvorlage 

für die lächendeckende einführung 

von unterlurcontainern. nach intensi-

ven diskussionen wurde schliesslich ein 

kompromiss gefunden, dem eine deut-

liche Mehrheit zustimmte.

dieser kompromiss wollte eine teil-

einführung des neuen systems in  

basEL-stadt
abstiMMung

einem Quartier, um erste erfahrungen 

zu sammeln. die Änderungen wurden 

aber in der hitze des Gefechts so unklar  

formuliert, dass die regierung der an-

sicht war, ihn so nicht umsetzen zu 

können. sie unterstützt daher das re-

ferendum, um in der folge das Projekt 

neu aufzugleisen. 

der vorstand der Grünen hat am  

4. März mit knappen Mehr eine nein-

empfehlung an die Mitgliederversamm-

lung beschlossen, um die haltung der 

regierung zu stützen. an der Mv vom 

21. april haben die Grünen intensiv über 

die taktisch beste Parole diskutiert, 

nachdem die anwesenden sich klar für 

die einführung von unterlurcontai-

nern ausgesprochen haben. die nein-Pa-

role liesse sich mit dieser haltung kaum 

erklären und ein nein an der urne würde 

unweigerlich als ablehnung interpre-

tiert und das ganze Projekt gefährden.

daher hat die versammlung beschlos-

sen, die Parole mit weiteren zustim-

menden Parteien abzugleichen, um die 

stimmberechtigten nicht unnötig zu 

verunsichern. da die abklärungen hier-

für noch am laufen waren, wurde der Gl 

das Mandat zur Parolenfassung erteilt. 

zum zeitpunkt der drucklegung war die 

Parole noch nicht gefasst. diese wird 

auf unserer Website veröffentlicht.

Mirjam ballmer, 

co-Präsidentin Grüne bs
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Junge Grüne Nordwest

Mit der Einführung des Stimmrechts für niedergelassene 

Ausländerinnen und der Senkung des Stimmrechtsalters  

auf 16 wollen jgb und Baselbieter Juso die Demokratie stärken.  

im Folgenden legt Bálint Csontos dar, warum es die  

Alterssenkung braucht

Wie bringen wir die jungen Menschen 

dazu, wählen zu gehen? Wie holen wir 

unsere potenzielle Wählerschaft an die 

urne? die suche nach antworten auf 

diese fragen löste beim jungen grünen 

bündnis eine tiefere, ganz und gar unei-

gennützige diskussion über die direkte 

demokratie, die stimmbeteiligung bei 

entscheiden und deren legitimität aus. 

als erste konsequenz dieser diskussi-

on, die wir weiterführen werden, hat 

das junge grüne bündnis nordwest im 

März zusammen mit den Juso basel-

land unter dem titel «demokratieini-

tiativen» zwei initiativen lanciert, die 

eine zur einführung des stimmrechts 

für niedergelassene ausländerinnen, 

die andere für das stimmrechtsalter 16.

ob wir nicht einsehen würden, dass 

man mit 16 Jahren einfach noch zu 

unerfahren sei, um vernünftige poli-

tische entscheide zu treffen, werden 

wir beim sammeln auf der strasse oft 

gefragt. viele der Passanten erlebten 

noch die senkung des stimmrechtsal-

ters von 20 auf 18 Jahre und geben sich 

damit auch zufrieden. lassen sie dabei 

nicht ausser acht, dass sich die zeiten 

geändert haben?

der eintritt in die Gesellschaft und 

die damit vorausgesetzte vernunft 

sind heute, da uns alle Möglichkeiten  

offenstehen, viel weniger stark an das 

alter gebunden als vom persönlichen 

Willen abhängig. zudem haben uns die 

Generationen vor uns ganz neue Wege 

erschlossen, und es wird von der heuti-

gen Jugend bereits früh ein hohes Mass  

an Medienkompetenz erwartet.

zugegeben: das mag auch nur die deu-

tung eines kindes seiner zeit aus der 

Perspektive seiner zeit sein. und doch: 

es war schon immer falsch, die Jugend 

als randständige Gruppe zu behandeln, 

war sie doch schon immer der taktgeber 

der Gesellschaft. es kann deshalb kein 

erfolgsmodell sein, sie von der Politik 

auszuschliessen.

als jene, die mit den heute getroffe-

nen entscheiden auch künftig leben 

müssen, steht den jungen Menschen 

eine angemessene vertretung und da-

mit eine erneute senkung des stimm-

rechtsalters schlicht zu. so gesehen ist 

die längst überfällige initiative keine 

reaktion auf eine neue, reifere Jugend, 

sondern bloss die konsequente Weiter-

führung der idee von legitimität, die 

in unserer demokratie darauf beruht, 

dass entscheide von den betroffenen 

selbst gefällt werden.

bálint csontos, co-Präsident junges 

grünes bündnis nordwest

für MEhr dEMokratiE
doppELinitiatiVE

bullETin 01 / 2015
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Aus den Kantonen: BL

Grüne anliegen sind heute in  

allen Parteiprogrammen und 

agenden zu inden. Gut so?  

Machen wir den realitätscheck.

nach 2011 wurde mit grossem  

Getöse die energiewende ein-

geläutet. endlich. Wo stehen wir 

heute? nichts passiert, und die 

totengräber sind gerade leissig 

dabei, sie zu beerdigen.

unsere atomkraftwerke laufen 

munter weiter. entsorgungs- 

problem seit 30 Jahren ungelöst, 

wir produzieren laufend neuen 

Müll und Milliarden entsorgungs-

kosten zu lasten unserer  

nachkommen, das ist nicht fair.

die zersiedelung unseres  

landes schreitet munter voran. 

siedlungsbrei im Mittelland  

und bandstädte in den Juratälern 

sind zeugen, verantwortet  

von jenen, die gerne und oft von  

unseren dörfern sprechen.

Wenn wir wollen, dass sich wirk-

lich etwas verändert, braucht 

es die Grünen – mehr denn je. 

Wir werden deshalb alles daran 

setzen, dass Maya Graf diesen 

herbst das (zug-)ticket nach 

bern wieder lösen kann.  

Mit einer bärenstarken natio-

nalratsliste ist ein erster schritt 

gemacht.

isaac reber,  

regierungspräsident bl, sissach

diE grünEn brauchts – 
MEhr dEnn JE

«Wer in bern weiterhin eine proilierte grüne stimme will, muss die Grünen liste 

7 wählen», sagt Maya Graf an der nominationsveranstaltung der Grünen basel-

land. Mit sieben renommierten aktiven grünen Politikerinnen und Politiker kön-

nen die Grünen baselland mit einer besonders starken liste auftrumpfen, die 

ausgewogen ist bezüglich alter und Geschlecht. 

die Mitglieder der Grünen baselland nominieren (v.l.n.r.):

	karl-heinz zeller, @kallezeller, Gemeindepräsident, 

 Mitglied frischluft, arlesheim 

	Maya Graf, nationalrätin, nationalratspräsidentin 2013, sissach

	lukas ott, @ottlukas_, stadtpräsident, ehemaliger landrat und 

 einwohnerrat, liestal

	anna ott, @ottanna_, einwohnerrätin, 

 vorstand junges grünes bündnis, liestal 

	Philipp schoch, landrat und Präsident der landrätlichen umwelt –

 und energiekommission, ehemaliger Parteipräsident, Pratteln

	florence brenzikofer, @lobrenzikofer, Präsidentin Grüne baselland, 

 landrätin, oltingen 

	klaus kirchmayr, @klauskirchmayr fraktionspräsident und landrat, aesch

für den ständeratswahlkampf unter-

stützen die Grünen baselland den bis-

herigen ständerat claude Janiak. er hat 

die Mitglieder der Grünen baselland 

durch seinen leistungsausweis über-

zeugt: sein konsequentes einstehen 

für eine sinnvolle verkehrs- und raum-

planungspolitik, seine stimme für die 

energiewende und den einsatz für  

die bürgerrechte. die Mitglieder der 

Grünen baselland beschliessen die  

unterstützung von claude Janiak per 

akklamation. 

Maya – für EinE starkE grünE poLitik!

cLaudE Janiak in 
dEn ständErat

bullETin 01 / 2015
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Aus den Kantonen: BS

Wie ist der bürgerliche Wutbürger 

auf die Palme zu bringen und die 

baz mit einem einzigen vorstoss zu 

beschäftigen? es reicht die blosse 

erwähnung des Wortes sufizienz. 

Während dies für grüne ohren nach 

bewusstem verzicht und langfris-

tiger Politik klingt, wittern manch 

andere sofort, dass ihnen irgendwer 

etwas wegnehmen will. 

dabei zielt der genannte vorstoss 

betreffend Wohnlächensufizienz 

auf ein bedürfnis in der bevölke-

rung: eine gfs-studie im nachgang 

zur abstimmung über die stadt- 

randentwicklungen ergab, dass 

eine Mehrheit zugunsten von Grün-

lächen auf Wohnläche verzichten 

würde. dass hier ein ansatz für  

sufizienz liegt, zeigt schon die  

tatsache, dass der Wohnlächen- 

bedarf pro Person zwischen 1980 

und heute um 16 Prozent zuge- 

nommen hat. bei neu gebauten 

Quartieren kann durch intelligente 

Planung der bedarf gesenkt  

werden, wie das beispiel zürcher  

kalkbreite eindrücklich aufzeigt. 

nicht zuletzt zeigt die aktuelle reak-

tion auf den vorstoss, dass noch viel 

aufklärungsarbeit nötig ist. denn  

im Gegensatz zum stark technolo-

giegetriebenen thema efizienz 

handelt es sich bei der sufizienz um 

einen deutlich komplexeren ansatz 

mit einem hohen verantwortungs-

grad jedes und jeder einzelnen.

thomas Grossenbacher

Grossrat und nationalratskandidat

Ça suffit!

am 17. März haben wir unsere nationalratskandidatinnen nominiert (v.l.n.r.): hei-

di Mück, Mirjam ballmer, sibel arslan, raffaela hanauer & thomas Grossenbacher 

(nicht im bild, siehe kolumne rechts).

eva strub: Wie sieht die situation aus, 

welche clubs werden in nächster zeit 

ihre türen schliessen?

Jo vergeat: es indet eine häufung an 

schliessungen statt. uns ist bekannt, 

dass zum beispiel hinterhof, lady bar, 

Garage, allegra-club und nordstern in 

nächster zeit schliessen müssen.

Gibt es schon anzeichen, dass für  

die geschlossenen clubs neue eröffnet 

werden?

die szene der clubkultur ist lebendig 

– deshalb sollte man den begriff «club-

sterben» auch nicht wörtlich nehmen: 

türen gehen zu, neue dafür wieder auf. 

ein beispiel dafür ist, dass am Markt-

platz im ehemaligen singerhaus ein 

neuer club entstehen soll.

Was plant ihr? Gibt es schon konkrete 

Projekte?

uns geht es nicht darum, gezielt für 

clubs ein neues lokal zu suchen oder zu 

verhandeln, dass Mietverträge verlän-

gert werden. «bebbi wach uff!» hat viel-

mehr das ziel, auf politischem Weg und 

mit gezielten aktionen den stellenwert 

und das image der kultur des nacht- 

lebens zu verbessern. dabei geht es  

nr-wahLEn

cLubstErbEn: «bEbbi wach uff!»

darum, das nachtleben in der kultur 

besser zu verankern, und aufzuzeigen, 

dass ein attraktives und vielseitiges 

nachtleben für basel ein wichtiger 

standortfaktor ist.

seid ihr mit der Politik im Gespräch, mit 

wem seid ihr in kontakt?

unsere arbeitsgruppe «Politik» sucht 

das Gespräch mit verschiedenen Poli-

tikerinnen. so sind wir z.b. mit Mirjam 

ballmer in kontakt getreten und tref-

fen uns demnächst mit einigen Jung- 

politikerinnen aus basel, um die weite-

ren politischen schritte zu besprechen. 

eine zusammenarbeit mit «kulturstadt 

Jetzt» ist auch geplant.

Wie sieht die zukunft aus?

Wir denken an eine zukunft, in der das 

nachtleben fest als bestandteil der 

stadtkultur verankert ist und auch in 

der Politik eine art lobby dafür besteht. 

damit könnten auch andere brennende 

themen «für ein junges, lebendiges 

basel» thematisiert und somit mehr 

Junge zum Wählen animiert werden.

kontakt: bebbiwachuff@hotmail.com, 

www.facebook.com/bebbiwachuff

bullETin 01 / 2015



niklaus hofmann 

übernimmt die lei-

tung der ortssek-

tion region Gelter-

kinden. er ersetzt 

sarah bühler, die 

dieses amt nach  

Ortssektionen und Arbeitsgruppen

EiDgEnöSSiSchE VorlAgEn

 Änderung der verfassungs- 
bestimmung zur fortplanzungs-
medizin und Gentechnologie im 
humanbereich 
Grüne bs: Ja 
Grüne bl: stimmfreigabe

 Ja zur stipendieninitiative

 Ja zur erbschaftssteuerreform

 Ja zur Änderung des bundes- 
gesetzes über radio und fernsehen

KAnTonAlE VorlAgEn

baselland

 stimmfreigabe zur  
regio-kooperationsinitiative

 Ja zur Änderung des Gesetzes über 
die politischen rechte / e-voting

basel-stadt

unterlurcontainer: bei  
drucklegung noch offen  
(www.gruene-bs.ch)

paroLEn VoM 14. Juni

4. Juni: treffen Grüne riehen,  

haus der vereine

4.–7. Juni: umwelttage basel 

 (zum uno-umwelttag)

17. Juni:  sommergrill 

Grüne basel-stadt

26. Juni:  das jgb lädt ein zum  

sommerfest.

agEnda

das Gewerbe braucht ihre hilfe! der 
Gewerbe- und arbeitgeberverband 
wollen selbiges entfesseln, damit 
endlich auf die lästigen umwelt- 
und arbeitsvorschriften verzichtet 
werden kann. und dank economie-
suisse wissen wir, dass nicht nur die 
Mittlere brücke, sondern auch die 
energiewende weg muss. befreit 
von jeder Wende und brücke, stünde 
unserem Glück nichts im Wege. die 
redaktion empiehlt ihnen deshalb: 
wählen sie nicht nur die Grünen, 
werden sie auch teil der bewegung: 
am besten als aktives Mitglied bei 
einer aktion für die energiewende 
auf einer brücke, nur dann bleibt 
beides auch nach den nationalrats-
wahlen sicher bestehen.

zurzeit wird das Gerichtsorganisationsgesetz des kantons basel-stadt revi-
diert. (vgl. http://bit.ly/1yawvcn). im frühjahr 2016 werden dann gemäss den 
neuen regeln alle Gerichtspräsidien (berufsrichterinnen) und richterinnen (im 
nebenamt) an den basler Gerichten neu gewählt. die Grünen sind mit richterin-
nen an den grösseren Gerichten (zivilgericht, sozialversicherungsgericht, straf-
gericht und appellationsgericht) vertreten. Wir werden unseren anspruch auf 
angemessene vertretung an den Gerichten auch bei den Wahlen 2016 geltend 
machen. da  2016 nicht mehr alle amtierenden richterinnen der Grünen  wieder 
antreten, sind wir auf qualiizierte kandidatinnen und kandidaten angewiesen.
Wenn du gerne nebenamtlich an einem Gericht tätig sein möchtest und allen-
falls über ein juristisches studium verfügst (voraussetzung am appellationsge-
richt), dann melde dich doch bitte beim sekretariat, welches deine angaben an 
die aG Justiz der Grünen weiterleiten wird.

das LEtZtE

ausschrEibung für (nEbEnaMtLichE) richtEr- und 
richtErinnEnstELLEn basEL-stadt

die Grünen unterstützen das referen-

dum zum zonenplan. ist dieses erfolg-

reich, ist nicht der ganze zonenplan in 

Gefahr. einzig in den hanglagen wären 

nicht alle Wohnbauten möglich, wie 

von bürgerlicher Mehrheit aus schwer 

nachvollziehbaren Gründen gewünscht 

wurde.

die dünn besiedelten hanglagen sind 

optisch schön anzusehen und sie er-

leichtern den Wildtieren ihre existenz. 

es wäre töricht, das grosse grüne dorf 

an dessen Peripherie zu verdichten und 

grauer zu machen. die vorhandene bau-

substanz ist ästhetisch ansprechend 

und ein prägendes element, welches 

riehen von anderen agglomerationsge-

meinden unterscheidet.

andreas tereh, einwohnerrat

co-Präsident des jun-

gen grünen bündnis-

ses nordwest bálint 

csontos (19) wird 

jüngster Gemeinde-

rat – in ramlinsburg. 

Wir gratulieren herz-

in sissach gibt es einen erfolgreichen, 

stacheligen, immergrünen baum: die 

stechpalme. eine Gruppierung, bei der 

schon Maya Graf und isaac reber aktiv 

waren, die aber ihre Äste kurz hält und 

das Gemeindegebiet nicht verlässt.

nun braucht es jedoch grüne kräfte 

im ganzen Wahlkreis sissach, weshalb 

nun endlich die Grünen region siss-

ach gegründet wurden. das motivierte 

team will die grünen ideen auch in die 

dörfer rund um sissach tragen und 

nEuE ortssEktion: diE 
grünEn rEgion sissach

nEuEr ortspräsidEnt in  
gELtErkindEn

riEhEn: rEfErEnduM 
ZonEnpLan

JüngstEr gEMEindErat 
in raMLinsburg
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fünf Jahren abgibt. niklaus, gelernter  

automonteur und studierter Philosoph, 

ist seit drei Jahren in rickenbach wohn-

haft und arbeitet in der basler verwal-

tung. er ist ein zielstrebiger Praktiker, 

schätzt land und leute im oberbasel-

biet und ist hin und wieder mit ross und 

Wagen in Gelterkinden anzutreffen.

lich und freuen uns über diese junge 

grüne stimme im baselbiet.

den nationalratssitz sichern helfen. im  

vorstand sind aktiv: victor bättig, 

sissach, hans Wüthrich, itingen,  

annkathrin tschopp, sissach, Jürg  

dalcher, zungen und als Präsident  

amtet Pascal benninger aus sissach.


